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ÜBERBAUUNGSPLAN ÜBERBAUUNGSVORSCHRIFTEN 

1. Abschnitt: Allgemeines 

Art. 1 Wirkungsbereich 

Die Überbauungsordnung gilt für das im Über¬ 
bauungsplan umrandete Gebiet. Sie besteht 

aus dem Überbauungsplan und den Überbau¬ 
ungsvorschriften. 

Art. 2 Verhältnis zur Grundordnung 
Die Überbauungsordnung geht der baurechtli¬ 
chen Grundordnung der Stadt Bern (Bauord¬ 
nung2, Nutzungszonenplan3 und Bauklassen¬ 
plan4 mit zugehörigen Vorschriften) vor. Die 
Vorschriften der Grundordnung gelten ergän¬ 

zend. 

2. Abschnitt: Änderungen zur Grundordnung 

Art. 3 Art der Nutzung 
1 Die Baubereiche B sowie das zugehörige 
Vorland und die Grenzabstandsräume werden 
folgenden Nutzungszonen zugeteilt: 

a. Baubereich B1 : Wohnzone Wb 
b. Baubereich B2: Wohnzone Wa 
c. Baubereich B3: Wohnzone Wa 
d. Baubereich B4: Geschäfts- und Gewerbe¬ 

zone GG 
e. Baubereich B5: Dienstleistungs- und Ge¬ 
werbezone DG 
2 Die Flächen F6 und F7 werden der Zone für 

private Bauten und Anlagen im öffentlichen In¬ 
teresse (Fa*) zugeteilt. Sie dienen Quartierbe- 
dürfnissen (F6), bzw. Sportanlagen (F7). Auf 

der Fläche F7 sind Abstellplätze gestattet. 
3 Die Flächen F8, F9 und F10 werden der Zone 
für öffentliche Interessen (Freifläche Fa) zu¬ 
geteilt. Sie dienen als Familiengartenanlage (F8 
und F9) bzw. Quartierbedürfnissen (F10). Ab¬ 
stellplätze sind gestattet. 

Art. 4 Mass der Nutzung 
1 Für die einzelnen Baubereiche gelten die im 
Plan eingetragenen Bauklassen und Bruttoge- 
schossflächen (BGF). 
2 Wird im Baubereich B1, B2 oder B3 ein Wett¬ 

bewerb gemäss Artikel 10 Absatz 2 durchge¬ 
führt, kann pro Baubereich die BGF um maxi¬ 

mal 10% erhöht werden. Innerhalb der so fest¬ 
gesetzten BGF kann im Baubereich B3 zusätz¬ 
lich nach den Bestimmungen der Bauklasse 6 

gebaut werden. 
Wird im Baubereich B5 ein Wettbewerb ge¬ 

mäss Artikel 10 Absatz 2 durchgeführt, ist im 
Nordteil auf 10% der Grundstücksfläche ein 
Gebäude mit einer maximalen Gebäudehöhe 
von 24 Meter zulässig. 

Art. 5 Lärmempfindlichkeitsstufen 

Es gelten die im Plan eingezeichneten Emp¬ 
findlichkeitsstufen ES der eidgenössischen 
Lärmschutzverordnung5. 

Art. 6 Abstellplätze 
Bezüglich der Abstellplätze für Motorfaj3f2euge 

und Velo£-9ilfdie kantönale Bauv^pefânung6, 

nichtrpefirals ein Ab> 
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Velo£-§i1fdie kg 
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Bezüglich der Abstellplätze für Motorfahrzeuge 
und Velos gilt die kantonale Bauverordnung 

3. Abschnitt: Ergänzende Vorschriften 

Art. 7 Erschliessungsanlagen für den Verkehr 
1 Es sind die im Plan festgelegten Basis- und 
Detailerschliessungsanlagen für den Verkehr zu 
realisieren. 
2 Die als "Strassen/Plätze mit Mischverkehr" 
bezeichneten Flächen sind als Mischflächen für 

alle Verkehrsteilnehmenden auszubilden. Ihre 
Gestaltung richtet sich nach den "Weisungen 
über Wohnstrassen" des EJPD vom 1. Mai 
1984, wobei verkehrsfreie Bereiche vorgesehen 
werden können. 

Art. 8 Baulinien, Baubereiche, Bauweise 
1 Die Baulinien begrenzen einen Baubereich. 

Sie gehen den Vorschriften über die Grenz-, 
Gebäude- und Strassenabstände vor. 
2 In den Baubereichen gilt die offene Bauweise. 
3 Die Stellung der Bauten richtet sich nach Arti¬ 

kel 10 dieser Vorschriften. 
4 Gestaltungsbaulinien definieren die Gebäude¬ 
flucht, an die gebaut werden muss. 

Art. 9 Terraingestaltung 
1 Das Terrain im Baubereich B3 ist neu zu ge¬ 
stalten. 
2 Die Höhe des neu gestalteten Terrains wird 
von der Sohle des Siedlungsbachs aus gemes¬ 
sen und darf zwischen 1 und 3 Meter über der 
Bachsohle liegen. 
3 Die Gebäudehöhe wird ab neu gestaltetem 
Terrain gemessen. 
4 Die Hauseingänge und Gartenausgänge der 
Erdgeschosswohnungen sind, ausgenommen 

bei den am Siedlungsbach gelegenen Häusern, 
auf dem Niveau des unmittelbar angrenzenden 
Terrains anzuordnen. 

Art. 10 Gestaltung 
1 Das vom Gemeinderat am 13. Juni 2001 be¬ 
schlossene Planungskonzept ist wegweisend 

für die Lage der Bauten und die Gestaltung der 
Aussenräume. 
2 Wird für die gesamte Fläche des noch nicht 
überbauten Teils eines Baubereichs ein Wettbe¬ 

werb nach SIA-Ordnung 142 durchgeführt, ist 
anstelle des Planungskonzepts gemäss Absatz 1 
das Wettbewerbsergebnis wegweisend, sofern 
der Gemeinderat das Wettbewerbsprogramm 
genehmigt hat. 

In den einzelnen Baubereichen sind die we¬ 
sentlichen Gestaltungsmerkmale für Bauten 

und Aussenräume aufeinander abzustimmen. 

Sie werden in den einzelnen Baubereichen 
durch die ersten Bauten bestimmt. 
4 Im Baufeld B3 sind nur Gebäude und Attika- 
geschosse mit Flachdächern erlaubt. 

Art. 11 Aussenraum 
1 An den im Überbauungsplan bezeichneten 
Stellen sind anlässlich der Erstellung der be¬ 
treffenden Strassen und Plätze standortge¬ 

rechte Bäume zu pflanzen und zu erhalten. 
2 Die im Überbauungsplan bezeichneten Feld¬ 
hecken sind geschützt; ihre Pflege ist auf einen 
langfristig hohen ökologischen Wert auszurich¬ 
ten. 
3 Der Siedlungsbach ist entlang der festgeleg¬ 
ten Achse offen zu führen und naturnah zu ge¬ 
stalten. Die Kosten für Erstellung und Unterhalt 
aehen zulasten der Grundeigentümerschaft. 

Im Abstand von 7 Meter ab Bachmitte dürfen 

keine Einfriedungen erstellt werden. 

5 Mit Ausnahme der Erschliessungsanlagen 

sind sämtliche Flächen des Aussenraums ver- 
sickerungsfähig zu gestalten, soweit dies nicht 

im Einzelfall unverhältnismässig ist. 
6 Die Flachdächer von Haupt- und Nebenge¬ 
bäuden mit Ausnahme der begehbaren Terras¬ 
sen sind mindestens extensiv zu begrünen. An¬ 
stelle der Begrünung können auch Anlagen er¬ 
stellt werden, die mindestens die gleiche Wir¬ 
kung bezüglich Wasserrückhaltung und Ab- 
strahlung erreichen. 

Art. 12 Ver- und Entsorgung 
1 Raumheizungen von Neubauten, die nicht mit 
erneuerbaren Energien betrieben werden, sind 
an das Gasnetz anzuschliessen und mit Gas zu 
betreiben oder müssen jederzeit auf Gasbetrieb 
umgestellt werden können. 
2 Von der Anschlusspflicht gemäss Absatz 1 

sind Bauten befreit, für die nachgewiesen wird, 
dass Heizung und Warmwasseraufbereitung 
pro m2 Energiebezugsfläche und Jahr weniger 
als 180 MJ (50 kWh) fossile Energie oder weni¬ 
ger als 60 MJ (17 kWh) elektrische Energie 
verbrauchen. 

Art. 13 Etappierung 
1 Die Baubereiche können in beliebiger Rei¬ 
henfolge überbaut werden. 
2 Der Gemeinderat kann festlegen, welche Er¬ 
schliessungsanlagen mit der Abnahme der er¬ 

sten Baute der entsprechenden Etappe minde¬ 
stens erstellt sein müssen. 
3 Der Gemeinderat bestimmt den Zeitpunkt für 
den Ausbau der Könizstrasse. 

Art. 14 Kiesabbau 
Die bestehenden Kiesvorkommen dürfen im 
Rahmen des Aushubs künftiger Bauten für die 

Verwendung innerhalb des Wirkungsbereichs 

bis zu einer Kote von 538 m.ü.M. ausgebeutet 
werden. In einem Baubewilligungsverfahren 
dürfen auf den betroffenen Flächen unterirdi¬ 

sche Bauten für Abstellplätze, die auch späte¬ 
ren Etappen der geplanten Überbauung dienen, 
sowie unterirdische Lagerflächen nachgewie¬ 
sen werden; bei vorgezogener Überbauung der 
ausbeutbaren Flächen ist die Verwendung der 

dort zu erstellenden Parkplätze für spätere 
Etappen der Überbauung vor Erteilung der 
Baubewilligung rechtlich sicherzustellen. 

Art. 15 Sicherheit im öffentlichen Raum 
Der Gestaltung des öffentlichen Raumes ist 
betreffend Sicherheit (Übersichtlichkeit, Weg¬ 
führung, Beleuchtung) besondere Beachtung zu 
schenken. 

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 16 Vereinbarung zwischen Grundeigen¬ 
tümerschaft und Gemeinde 

Zwischen der AG Hunziker+Cie, der GWB, der 
Burgergemeinde Bern, dem Fonds für Boden- 

und Wohnbaupolitik und der Stadt Bern ist im 
Februar 2001 ein Infrastrukturvertrag abge¬ 
schlossen worden. 

Art. 17 Inkrafttreten 
Diese Überbauungsvorschriften treten am Tag 
nach der Genehmigung durch die zuständige 
kantonale Behörde in Kraft. 

1 BauG; BSG 721 
!BO; SSSB 721.1 
1 NZP; SSSB 721.4 
[ BKP; SSSB 721.3 
' LSV; SR 814.41 
' Art. 49ff. der Bauverordnung vom 6. März 1985 (BauV; BSG 721.1) 

Verfügung vom 23.05.2003 AGR; spasra
Verfügung vom 23.05.2003 AGR
Bezüglich der Abstellplätze für Motorfahrzeuge und Velos gilt die kantonale Bauverordnung, wobei pro Wohneinheit nicht mehr als ein Abstellplatz für Motorfahrzeuge erstellt werden darf und zur Berechnung der Parkplatzzahl in den Zonen GG und DG und in der Freifläche die untere Bandbreite von Art.51 und 52 der kantonalen Bauverordnung gilt. 
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